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Schlussfassung

zum Satzungsbeschluss vom 06.06.2016

Stadt Bad Marienberg

Verbandsgemeinde Bad Marienberg

BEBAUUNGSPLAN

"Jahnstraße"

5. Planänderung

§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Abs. 6 BauGB

Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfall- und

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB

Verkehrsflächen

§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB

Flächen für den Gemeinbedarf

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und § 23 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Maß der baulichen Nutzung

§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 bis 11 BauNVO

WA

GE

SO

Art der baulichen Nutzung

Bauweise, Baugrenzen

GRZ 0,4

Zweckbestimmung:

Flächen für Versorgungsanlagen (Elektrizität)

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

Straßenverkehrsfläche

Feuerwehr

Baugrenze

Firsthöhe als Höchstgrenze

Geschoßfläche in m² GF

Grundflächenzahl GRZ

§ 11 BauNVO

§ 8 BauNVO

Sonstiges Sondergebiet - großflächiger Einzelhandel, Nahversorgung

GFZ 0,7

§ 4 BauNVO

Allgemeines Wohngebiet

Gewerbegebiet

Baumassenzahl BMZ
BMZ 6,0

abweichende Bauweise
aBw

Parkplatz

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung

Planungen, Nutzungsregelungen und Flächen oder

§ 5 Abs. 2 Nr. 9 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB

Flächen für die Landwirtschaft und Wald

§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, 

§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB

Grünflächen

Sonstige Planzeichen

von Boden, Natur und Landschaft

- Strauchhecken / Feldgehölz

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

- Laubbäume (Hochstämme)

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB

Bepflanzungen sowie von Gewässern

für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und

- Laubbäume (Hochstämme)

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von

  Anpflanzen:

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b) und (6) BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a) und (6) BauGB

  Erhaltung:

Flächen für Wald

Wasserflächen (Zeilerbach)

Öffentliche Grünflächen

§ 5 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

oberirdisch

den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

öffentliche Verwaltung

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO

02.06.2015 Übernahme/Abgleich Festsetzungen aus vorh. B-Plänen nebst Änderungsplänen K.Eiteneuer

Archäologische Funde

Etwa zutage kommende archäologische Funde (wie Mauern, Erdverfärbungen,

Knochen- und Skeletteile, Gefäße oder Scherben, Münzen und Eisengegenstände usw.)

unterliegen gem. §§ 16 - 20 Denkmalschutz- und -pflegegesetz Rheinland-Pfalz der

Meldepflicht an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Landesdirektion Archäologie,

Außenstelle Koblenz, Niederberger Höhe 1, in Koblenz. Diese ist rechtzeitig (2 Wochen

vorher) über den Beginn von Erdarbeiten zu informieren. Die Baubeginnsanzeige ist zu

richten an landesarchaeologie-koblenz@gdke.rlp.de   oder telefonisch 0261 - 6675 3000.

GE(E)

§ 8 BauNVO

Eingeschränktes Gewerbegebiet

Geschoßflächenzahl GFZ

GF

offene Bauweise
o

 Örtsübliche Bekannmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 Abs. 1 BauGB)

      Der Stadtrat hat am 18.03.2014 in seiner öffentlichen Sitzung gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung dieses Bebauungsplanes beschlossen.

Der Beschluss wurde am 20.03.2015 ortsüblich bekannt gemacht.

         ____________________, den __________   ______________________________

                                                                                 Dienstsiegel / Stadtbürgermeisterin

  2.  Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) und der Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB)

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte am 06.08.2015 in Form eines Erörterungstermins.

Der Beschluss über die Form der Beteiligung der Öffentlichkeit wurde am 20.07.2015 durch den Stadtrat beschlossen und am 31.07.2015

ortsüblich bekannt gemacht.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind am 13.08.2015 gemäß § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet

und zur Äußerung im Hinblick auf die Umweltprüfung aufgefordert worden.

Die Beschlussfassung des Rates zu den Anregungen der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange und aus der Beteiligung

der Öffentlichkeit gemäß § 1 Abs. 7 erfolgte am ..................

         ____________________, den __________   ______________________________

                                                                                 Dienstsiegel / Stadtbürgermeisterin

  3.  Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonst. Träger öffentl. Belange (§ 3 Abs. 2  und 4 Abs. 2 BauGB)

      Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom ..................... bis einschließlich ........................ durch öffentliche

Auslegung der Planurkunde und der  Begründung sowie der Umweltinformationen und der wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen.

Der Beschluss über die Form der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden wurde am ................ durch denStadtrat beschlossen

und am ......................... mit dem Hinweis ortsüblich bekannt gemacht, dass Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom .......................  zur Abgabe

einer Stellungnahme aufgefordert worden.

____________________, den __________   ______________________________

                                                                                 Dienstsiegel / Stadtbürgermeisterin

   4.  Prüfung der Stellungnahmen durch Abwägung der öffentlichen und privaten Belange

       (§ 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 1 Abs. 7 und § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB)

         Der Stadtrat hat die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 sowie § 4 Abs. 2 BauGB geprüft.

Die Beschlussfassung des Rates zu den Anregungen der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belang

und aus der Beteiligung der Öffentlichkeit  erfolgte gemäß § 1 Abs. 7 am .................... Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

         ____________________, den __________   ______________________________

                                                                                 Dienstsiegel / Stadtbürgermeisterin

   5.  Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB)

       Der Stadtrat hat am ....................... den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen als Satzung

gemäß § 10 BauGB beschlossen. Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss vom gleichen Datum gebilligt.

         ____________________, den __________   ______________________________

                                                                                 Dienstsiegel / Stadtbürgermeisterin

 12.  Ausfertigung des Bebauungsplanes durch ortsübliche Bekanntmachung

        Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen als Satzung sowie der

         beigefügten Begründung und der zusammenfassenden Erklärung über die Berücksichtigung der Umweltbelange

         wird hiermit ausgefertigt.

         ____________________, den __________   ______________________________

                                                                                 Dienstsiegel / Stadtbürgermeisterin

13. In-Kraft-Treten (§ 10 Abs. 3 BauGB)

         Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden

         von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am __________ durch

         Veröffentlichung im Amtsblatt ortsüblich bekannt gemacht worden. Die Satzung ist am __________  in Kraft getreten.

         ____________________, den __________   ______________________________

                                                                                 Dienstsiegel / Stadtbürgermeisterin

01.07.2015 Überarbeitung der Festsetzungen; Einarbeitung Einzelhandelskonzept K.Eiteneuer

unterirdisch

RW   Regenwasserleitung E   Elektrizität T   Telekommunikation

23.07.2015 K.Eiteneuer

28.12.2015 Fortschreiben der Verfahrensvermerke und Zusammenst. der Planunterlagen für K.Eiteneuer

 die förmliche Offenlage nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Landespflegerische Schutz-, Vermeidungs-

S1 V1

und Gestaltungsmaßnahmen

(siehe Textfestsetzungen)
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Datengrundlage:

Geobasisinformationen der Vermessungs-

und Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz

(Zustimmung vom 15. Oktober 2002)

Auszug aus der Topographischen Karte 1 : 25.000  -  LANIS-RLP

M. 1 : 25.000Übersichtskarte

Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz

 (Zustimmung vom 15. Oktober 2002) 

30.05.2016 Zusammenstellen der Planunterlagen für die Schlussfassung zum Satzungebeschluss K.Eiteneuer


